
Für das Nachschlagewerk.! ja 
Für die Sammlung! ja
Für die Fachpresse! ja

1.2. März 1955

Gesetz: § § 16» 15 der Wahlordnung z. BetrVG

16

Leitsätze: '
1. Ist gemeinsame'Wahl des Betriebsrates beschlossen, so sind Vor-, 

schlagslisten, auf denen nur eine Arbeitnehmergruppe vertreten 
ist, nicht ungültige

2. Werden bei.gemeinsamer Wahl des Betriebsrates mehrere Vor­
schlagslisten eingereicht, so werden gemäss § 16 der Wahlord­
nung zunächst die Arbeitersitze, dann in gesonderter Rechnung, 
die An( estellten-Sitze nach dem d'Hondt’sehen Höchstzahlen­
system verteilt». Das bedeutet, dass bei der Zuteilung der Sitze 
der Angestellten so zu verfahren ist, als wenn die Arbeitersitze 
noch nicht verteilt wären.

3. Ist bei der Gemeinschaftswahl nur eine Liste gemischt zusammen­
gesetzt, während die anderen Listen reine Gruppenlisten der 
Arbeiter sind, so kommt es nicht darauf an, ob man den Grund­
satz zu 2.) für massgebend hält oder mit dem. Reichsarbeitsge­
richt nur die nach Verteilung der Arbeitersitze verbleibenden 
Höchstzahlen für die Verteilung der Angestelltenmandate berück­
sichtigt. Vielmehr bleiben nach § 16 Abs. 2 Satz 2 in, Verbindung 
mit § 15 Abs. 3 der Wahlordnung die auf die reinen Gruppenlisten 
der 'Arbeiter noch entfallenden Höchstzahlen für die Angestellten­
sitze unberücksichtigt; es sind die Angestelltensitze den Höchst­
zahlen der gemischten Liste zuzuteilen.
. • f .

4. Die Vorschriften der §§ 16 und 15 Absatz 3 der 'Wahlordnung
halten sich, im Hinblick auf § 13 Abs. 3 und § Io Abs. 1 BetrVG 
im Rahmen der Hrmächtigung des § 87 Buchst, f BetrVG und sind 
daher rechtsgültig. . '

5» Die vorstehend aufgestellten Grundsätze über die Verteilung der 
Betriebsratssitze rechtfertigen sich'aus dem richtig verstande­
nen Gedanken der Gemeinschaftswahl. Denn wenn die Belegschaft
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Gemeinschaftswahl beschlossen hat, dann wird es diesem Besc 
besonders gerecht, wenn die Vorschlagslisten im angemessene 
Verhältnis gemischt zusammengesetzt sind, d.h. Bewerber bei 
der Gruppen enthalten. Es ist daher richtig, dass bei der V.,!, 
teilung der Betriebsratssitze die gemischte Vorschlagsliste ]• 
bevorzugt wird, selbst wenn sie bei Anwendung des reinen Ver 
hältniswahlsystems weniger Sitze beanspruchen könnte.

Aktenzeichen: 1 ABR 3/53 
Beschluss'des BAG vom 2. März 1955 LAG Hamm

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


1_JBJL.3/53 
3 BV.Ta 76/53 Hamm

B_e_s_c_h_ 1_.u_ s_s
In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarheitsgerichts in seiner Sit­
zung vom 2. März 1955 unter Mitwirkung seines Präsidenten 
Professor.Dr. Nipperdey, der Bundesrichter Dr. König und 
Dr. Poelmann sowie der Bundesarbeitsrichter Dr. Sinning und 
Viertel beschlossen:

Die Rechtsbeschwerde gegen den.Beschluss des 
Landesarbeitsgerichts Hamm ( lestf. ) vom 28.
Oktober 1953 - 3 BV.Ta 76/53 _ wira zurück­
gewiesen. •
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G- r ü n d e

In August'1.953 wurde bei der Hüttenwerk Haspe AG der Be­
triebsrat in gemeinschaftlicher Y/ahl gewählt. Entsprechend 
dem zahlenmässigen Verhältnis von Arbeitern und Angestellten 
waren 21 Betriebsratsmitglieder, und zwar 17 Arbeiter und 
4 Angestellte zu wählen. Drei Vorschlagslisten wurden ein­
gereicht, von denen nur die liste I ausser den Namen von Ar­
beitern auch solche von.Angestellten enthielt. Bei der Wahl 
fielen auf die Liste I 1.986, auf die liste II 218 und auf 
die liste III 2.o99 Stimmen. Auf Grund dieses Wahlergebnis­
ses gab der Wahlvorstand bekannt, dass, die liste I 6 Arbei­
ter- und 4 Angestelltensitze, die liste II 1 Arbeitersitz 
und die liste III Io Arbeitersitze im Betriebsrat erhalten 
habe-. . \ : -■

Die Antragsteller ( 3 wahlberechtigte Arbeitnehmer im 
Betrieb der Hüttenwerk Haspe AG) haben diese Verteilung der 
Sitze rechtzeitig angefochten mit dem Anträge festzustellen, 
dass nach dem Wahlergebnis 8 Arbeiter- und 4 AnresteIlten­
kandidat en der liste I und 9 Arbeiterkandidaten der liste 
III ( deren Namen die Antragsteller im einzelnen angegeben 
'haben) gewählt seien, während die liste II keinen .Sitz er­
halten habe. - . .

Das Arbeitsgericht hat dem Anträge stattgegeben und 
‘zur Begründung;ausgeführt,;dass die Auffassung der Antrag­
steller dem § 16 i.V.p. § 15 Abs. 3 der Ersten HechtsVer­
ordnung zur Durchführung des Betriebsverfassungsgesetzes 
.( Wahlordnung ) entspreche. -  g:

; . . Gegen diesen Beschluss haben Arbeiter der Vorschlags­
liste. III Beschwerde mit dem Anträge eingelegt, unter Aufhe­
bung des angefochtenen Beschlusses festzustellen, dass der 
Betriebsrat aus den vom WahlVorstand bekanntgegebenen Mit­
gliedern bestehe und zur Begründung auf die Rechtsprechung 
des Reichsarbeitsgerichts verwiesen. Danach dürfe sich das
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Wahlergebnis bei einer für Arbeiter und Angestellte gemeinsa­
men Wahl, wenn sie eine listen- und damit Verhältniswahl sei, 
nicht dadurch verschieben, dass eine liste nur Kandidaten 
einer Arbei-tnehmergruppe enthalte, während die andere liste 
aus Bewerbern beider Gruppen bestehe.

Die Antragsteller haben um Zurückweisung der Beschwerde 
gebeten und ausgeführt, dass die Rechtsprechung des Reichsar­
beitsgerichts auf anders lautenden Bestimmungen der früheren 
Wahlordnung zum alten Betriebsrätegesetz beruhe.

Das landesarbeitsgericht hat die Beschwerde zurückgewie­
sen. •

Mit der zugelassenen Rechtsbeschwerde beantragen die Be­
schwerdeführer Aufhebung der Beschwerdeentscheidung und Zurück­
weisung des Antrages. Es widerspreche jedem Verhältniswahl­
system, wenn eine liste, die Arbeiter und Angestellte enthalte 
besser gestellt werde als die reine Arbeiterliste. Die Antrag­
steller haben um Zurückweisung der Rechtsbeschwerde gebeten.

Die Rechtsbeschwerde ist zulässig. Die Rechtsbeschwerde­
führer sind legitimiert die Beschwerde einzulegen. Sie sind 
selbst überwiegend auf der liste III in den Betriebsrat ge­
wählt und müssen wissen, welche Arbeitnehmer mit ihnen gemein­
sam Mitglieder des Betriebsrats sein werden.

Die Rechtsbeschwerde ist aber nicht begründet.

Ist die Wahl als Gemeinschaftswahl beschlossen, so ist es 
erwünscht, dass jede Vorschlagsliste Arbeiter und Angestellte 
gleichzeitig enthält. Ein zwingendes rechtliches Erfordernis' 
ist dies- jedoch nicht. Denn § 8 der Wahlordnung hat Vorschlags 
listen, die dieser Anforderung nicht entsprechen, nicht als. 
ungültig bezeichnet. Es sind daher auch Wahl Vorschläge für 
die gemeinsame Wahl zuzulassen, die nur Bewerber einer Arbeit­
nehmergruppe enthalten. Die Minderheiten der Arbeiter und
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der Angestellten, die gegen die gemeinsame Wahl sind, werden: 
sich - wie Platow Betriebsrätegesetz § 26 Bern. 2 WO zutreffend 
bemerkt - häufig auch für die Wahl selbst nicht zusammen- 
schlieosen, sondern besondere listen nur der Arbeiter und nur . 
der Angestellten aufstellen. Dann hat bei der getrennt vor­
zunehmenden Verteilung der Arbeiter- und Angestelltensitze 
die reine Arbeiterliste nur bei der Verteilung der Arbeiter­
sitze, die reine Angestelltenliste nur bei der-Verteilung 
der Angestelltensitze Berücksichtigung zu finden.

Die Ve'rteilung der. Sitze durch den Wahlvorstand, die 
die Rechtsbeschwerdeführer für zutreffend halten, verstößt 
gegen die ausdrücklichen Vorschriften des § 16 i.V.m. § 15 
der Yfahlordnung, wie das Berufungsgericht zutreffend erkannt . 
hat.' Der Wahlvor stand. hat zu Unrecht, unter Aus s eracht las sung 
der Vorschrift des § 16 Abs. 1 Satz 1 einfach die 21 Betriebs­
rat ssitze nach dem d ’Hondt1 sehen System auf die drei Listen 
verteilt und daher'der lisfe I Io, der liste II 1 und der 
liste III Io Sitze zugeteilt. Da'nur auf -der gemischten 
liste I auch Angestellte aufgeführt waren, hat der WahlVor­
stand die So auf diese liste entfallenden Sitze 6 Arbeitern, 
Und 4 Angestellten dieser liste zugesprochen, lach § 16 Abs.1 
WO mussten aber zunächst die 17 Arbeitersitze .nach dem' Verhält 
niswahlsystem ( § 13 Abs. 3 BetrVG-, § 15 WO ) verteilt werden. 
Diese Verteilung führt zu dem Ergebnis, dass auf die liste I 
8, auf die liste II 0 und auf.die liste III 9 Arbeitersitze 
entfallen. Sodann war nach § 16 Abs. 1 WO in gesonderter Rech­
nung .die Verteilung der 4 ^ngestelltensitze vorzunehmen.

Es war unter der Herrschaft des früheren Betriebsrätege­
setzes bestritten, ob. bei der Verteilung der Angestelltensitze 
die bereits für die Arbeitersitze verwendeten Höchstzahlen 
noch einmal zu benutzen sind, oder ob nur die nach der Vertei­
lung der Arbeitersitze verbleibenden Höchstzahlen berücksich­
tigt werden dürfen. Yfären auf allen .drei listen Arbeiter -und 
Angestellte vertreten, so wäre das Ergebnis nach, diesen beiden

' -  ' " ■' ■ -  5 -  '
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16
Befechnungsmethoden in der Tat ein verschiedenesSind die 
Höchstzahlen,nicht als verbraucht anzusehen, so würden auf 
die liste 12,. auf die Liste II 0 und auf die Liste III 2 
Angestellte entfallen. Waren dagegen nur die nach Verteilung 
der Arbeitersitze verbleibenden Höchstzahlen zu verwerten, so 
würden auf die.Liste I 2 Angestelltensitze, und auf die Listen- 
II und III je 1 Angestelltensitz entfallen. .

Der Senat schliesst sich im Gegensatz zu der Rechtspre- . 
chung des Reichsarbeitsgerichts ( ARS Bd.3 S. 58, Bd.4 S.346, 
Bd.. 7 S. 496 ) der herrschenden Lehre an, nach der bei der Ver 
teilung der Angestelltensitze die Höchstzahlen nicht als ver- 

* braucht anzusehen sind. Vgl. schon früher Flatow in den Anmer­
kungen zu den genannten Entscheidungenf heute Dietz, BetrVG 
§ 13 Bern. 25; Eitting-Krägeloh, Wahlordnung § 16 Bern. .2, 
Kastner-Lübbe-Lung zu § 16 WO. Der Begriff der." gesonderten 
Rechnung " in § 16 Abs. 1 muss so verstanden werden, dass 
bei der Verteilung der Angestelltensitze das Höchstzahlen­
system noch-einmal wie bei der Verteilung der Arbeitersitze 
ohne irgendwelche Streichungen verwendet wird. Hur wenn die 
Worte " in gesonderter Rechnung " fehlten, wäre die Gegenmei­
nung zutreffend.

Für den vorliegenden Rechtsstreit kommt es allerdings in 
Wahrheit gar nicht darauf an,'welcher dieser beiden Berech­
nungsmethoden man sich anschliesst. Dies hat das Berufungs­
gericht gleichfalls zutreffend hervorgehoben. Da die Listen 
II.und III überhaupt keine Angestellten enthalten, ist nach 
§ 16 Abs. 2 Satz 3 WO § 15 Abs. 3'WO entsprechend anzuwenden. 
D.h. die auf.die Höchstzahlen der Listen II und III nach Ver­
teilung der 17 Arbeitersitze entfallenden Sitze bleiben unbe­
rücksichtigt und gehen auf die Höchstzahlen der Liste I über. 
Somit sind die 4 Angestelltensitze der Liste I zusätzlich zu 
den 8 Arbeitersitzen zuzuteilen„ Das gilt ganz gleichgültig,' 
ob man die für die Arbeiter verbrauchten Höchstzahlen nicht 
mehr verwendet oder ob man’ mit den Höchstzahlen von vorn 
beginnt.

-  6 -
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Die Liste I erhält damit 2 Betriebsratssitze mehr als 
ihr nach d er Stimmenzahl zustehen würde:. Das ist nach dem 
klaren Wortlaut des § 16 WO unvermeidlich. Es folgt daraus, 
dass die listen II und'III nicht gemischt zusammengesetzt 
sind, •

'Bemerkenswert ist, dass das Reichsarbeitsgericht in 
seiner Entscheidung vom 18. Dezember 1929.(ARS 7, 496 ff) 
eine Erwägung darüber angestellt hat, ob die reine■Verhält­
nisverteilung auf die Listen auch dann dürchgeführt werden ‘' 
könne, wenn nur eine der Listen Angestellte .zur Wahl vor­
schlage und die Angestellten die ’Minderheitsgruppe dar- 
stellen. Dieser vom Reichsarbeitsgericht damals nur erwogene, 
nicht entschiedene Pall'trifft den vorliegenden. Sachterhalt. 
Dazu hat das.Reichsarbeitsgericht ausgeführt: Es sei solchen­
falls in Erwägung zu ziehen, ob nicht die - nur eine Ordnungs-’ 
Vorschrift darstellende - Bestimmung des ( damaligen ) § 27 
Abs. 1 ( heutigen § 16 Abs. 1 Satz 1) der Y/ahlO, nach der die 
Arbeitersitze zunächst zu verteilen seien, den sachlichen An­
forderungen. der Verhältniswahl weichen müssten, mit der Polge, 
dass in der Reihenfolge der Zuteilung von. Sitzen zunächst 
die Minderheitsgruppe, auftreten müsse. Die Reihenfolge wäre 
dann im vorliegenden Palle umzukehren, es wären zunächst die 
Angestellten- und dann die Arbeitersitze festzustellen. Diese 
damals angedeutete Möglichkeit, in einem solchen Palle die 
Reihenfolge der Zuteilung umzukehren, steht aber im Wider­
spruch zu dem eindeutigen und nach der Auffassung des Senats 
zwingenden Wortlaut der Wahlordnung. Dieser darf schon um des­
willen nicht in,sein Gegenteil gewendet werden, weil die Wahl- 
Vorstände danach verfahren und sich darauf verlassen müssen, 
dass er gilt,

Als ein zwingender Grund zur Abweichung von § 16 Abs. 1 WO 
könnte es nur angesehen werden, wenn § 16 der Y/ahlordnung, indei 
er in jedem Palle die Zuteilung zunächst der Arbeitersitze’an­
ordnet, über die Ermächtigung im § 87 Buchst, f i.V.m. § 13 
Abs. 3 BetrVG hinausginge und in unzulässiger, durch die Er-

- 7 -
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mäehtigung nicht mehr gedeckten Weise.in Grundsätze der Ver­
hältniswahl (vgl. auch Galperin Bern. 1 zu § 16 WahlO) ein- 
griffen. Das ist jedoch nicht der Ball. Denn es ist nicht nur 
der Grundsatz des § 13 Abs. 3 Satz 1.BetrVG,.nämlich der Ver­
hältniswahl, sondern auch der des § Io Abs. 1 aaO in Betracht 
zu ziehen ( so mit Recht Flatow aaO und der Beschluss des Be­
rufungsgerichts), nach dem Arbeiter und Angestellte ihrem 
zahlenmässigen Verhältnis entsprechend.im Betriebsrat vertre­
ten sein müssen. Die Bestimmung des § 16 Abs. 1 WO bedeutet 
daher kein Abweichen von dem einen oder anderen der beiden 
Grundsätze des Betriebsverfassungsgesetzes, sondern nur eine 
Ausfüllung des Gesetzes hinsichtlich der Feststellung des 
Wahlergebnisses für den Fall, dass beide Grundsätze Zusammen­
treffen. 'Dazu ist die Ermächtigung gemäss § 87 Buchst, f, die 
zu einer Wahlordnung über die "Feststellung des Wahlergeb­
nisses " gegeben ist, als erteilt anzusehen. Daher ist der . ... 
damals vom RAG angedeutete Weg, nämlich zunächst immer die 
Sitze der Minderheitsgruppe zu verteilen, auch nicht mit der 
Begründung gangbar, dass sonst die Ermächtigung des Betriebs-, 
Verfassungsgesetzes durch § 16 der Wahlordnung überschritten 
sei. -

Das Reichsarbeitsgericht hat seine Auffassung, nach der . 
die Verhältniswahl nicht durch Gruppengesichtspunkte modifi­
ziert werden dürfe, insbesondere' auf die Erwägung gestützt, 
dass es ungerecht sei, wenn bei Zusammentreffen von reiner und 
gemischter Gruppenliste die gemischte Gruppenliste über ihre 
Stimmzahl ( die sie doch von beiden Gruppen -in der Gemein­
schaft s.wahl erziele) hinaus im Verhältnis zur reinen Gruppen­
liste noch weiter begünstigt werde. Diese Verteilung der Be­
triebsrat ssitze rechtfertigt sich aber gerade aus dem Gedanken 
der Gemeinschaftswahl. Denn wenn die Belegschaft Gemeinschafts­
wahlen beschlossen hat, dann entspricht es diesem Beschluss, 
wenn die Vorschlagslisten in angemessenem Verhältnis gemischt 
zusammengesetzt sind., dh. Bewerber beider Gruppen enthalten.
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Es ist daher nicht ungerecht, dass bei der Verteilung 
der Betriebsratssitze die gemischte Vorschlagsliste 
bevorzugt wird, selbst wenn sie bei Anwendung des 
reinen Verhältniswahlsystems weniger Sitze bean­
spruchen könnte.

für den beurlaubten 
Bundesrichter 
Br. Poelmann

’gez. Nipperdey Nipperdey Br. König

Br.Sinning Viertel
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